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Gefeg-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— — No. 10. 


(No. 94.) Sportel⸗Taxordnung, für die Oberpraͤſidien, Regierungen, Konſiſtorien, Pro⸗ 
vinzial⸗Schulkollegien und Medizinalkollegien. Vom 25ſten April 1825. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König 
von Preußen ꝛc. ꝛc. 


Es hat Unſerer Aufmerkſamkeit nicht entgehen koͤnnen, 15 bei Unſern 
Verwaltungsbehoͤrden, in den Provinzen, namentlich den Oberpraͤſidien, Re⸗ 
gierungen, Konſiſtorien, Provinzial-Schulkollegien und Medizinalkollegien bis⸗ 
her in Anſetzung und Erhebung der Verhandlungs- und Ausfertigungsſporteln 
eine große Unſicherheit und Verſchiedenheit ſtatt gefunden hat. Um dieſer ein 
Ende zu machen, verordnen Wir, wie folgt: 


5 Gt 

Bei allen Verfügungen und Verhandlungen der Eingangs gedachten Be: 
hoͤrden ſpricht, da dieſelben in der Regel das öffentliche Intereſſe zum Gegen⸗ 
ſtande haben, die geſetzliche Vermuthung fuͤr die gaͤnzliche Sportelfreiheit. 


g. 2 

Insbeſondere tritt auch in den Fallen, welche übrigens Rach teen als 
ſportelpflichtige bezeichnet ſind, dieſe Vermuthung allemal dann in Kraft, wenn 
der Gegenſtand, nach Unſerm Geſetze, wegen der Stempelſteuer vom 7ten 
Maͤrz 1822. und etwanigen ferneren Verordnungen, die daſſelbe ergaͤnzen, 
oder erlaͤutern mochten, nicht ſtempelpflichtig iſt, ſo daß die Stempelfreiheit 
auch die Sportelfreiheit mit in ſich ſchließt. Es wird alfo nicht allein durch 
die Vorſchriften des ebengedachten Geſezes bei , d., e., f. und B. 
Jahrgang 1825. T auch 


N 


(Ausgegeben zu Berlin den 10ten Juni 1825.) 
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auch die Sportelfreiheit begruͤndet, ſondern es gelten auch alle Gegenſtaͤnde, 
die in dem angehaͤngten Stempeltarif als ſtempelfrei bezeichnet ſind, zugleich 
fuͤr ſportelfrei. i 8 

In den baͤuerlichen Regulirungs⸗, Abloͤſungs⸗ und Gemeinheitsthei⸗ 
5 lungs⸗ Angelegenheiten (Stempelgeſetz §. 3. bei g.) behaͤlt es in Abſicht der 
Sporteln bei den Beſtimmungen der Verordnung wegen Organiſation der Gene⸗ 
ralkommiſſionen ꝛc. vom 20ſten Juni 1817. H. 213. und 214,, des Geſetzes 
über die Ausfuͤhrung der Gemeinheitstheilungs⸗ und Abloͤſungs-Ordnungen 
vom 7ten Juni 1821. $. 28. und der ſpaͤteren dieſe Angelegenheiten betreffen⸗ 
den Geſetze fuͤr jetzt ſein Bewenden. 5 i a 

: N: 45 = 

Eben ſo behaͤlt es in Abſicht der Sporteln fuͤr Reiſepaͤſſe und Legi⸗ 
timationskarten bei den Vorſchriften des Paßreglements vom 1 1ten Juli 1817. 
HH. 26., 27., 28., 33. und 37. ſein Bewenden. 


. 5. 

In allen ſportelpflichtigen Sachen kann auch der vorſchriftsmaͤßige Spor⸗ 
telſatz nur auf jede irgend etwas definitiv entſcheidende, oder beſtimmende 
Verfiigung angewendet, für Zwiſchenverfügungen, fir Berichte und überhaupt 
fuͤr die amtliche Korreſpondenz der öffentlichen Behörden untereinander, ſoweit 
eine ſolche zur Vorbereitung einer endlichen Entſcheidung erforderlich iſt, darf aber 
nichts angeſetzt werden. 

H. 6. f 

Der ordentliche Ausfertigungs⸗Sportelſatz beträgt. für jede einzelne Aus⸗ 
fertigung der §. 5. gedachten Art Einen Thaler Kurant. In den Fällen jedoch, 
wo nach dem Stempeltarif (vergl. das Rubrum: „amtliche Ausfertigungen“) nicht 
der Stempelſatz von Funfzehn Silbergroſchen, ſondern nur der von Fuͤnf Silber⸗ 
groſchen eintritt, betragt auch der Sportelſatz nicht Einen Thaler, ſondern nur 
Zehen Silbergroſchen. e 

- 8 
Der ordentliche Ausfertigungs⸗Sportelſatz tritt namentlich ein: 

1) bei Anftellungen, Beſtätigungen, oder Beförderungen im Öffentlichen Dienft, 
inngleichen bei Beſoldungs⸗Zulagen, nicht aber bei Bewilligung bloßer Gra⸗ 
tifikationen, oder Remunerationen; er 

2) bei 
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2) bei Reſolutionen auf Anftellungs= oder Befoͤrderungs-Geſuche, jedoch mit 
Ausnahme der Beſcheide an Wartegelder⸗Beamte, Invaliden, neun Jahre 
oder laͤnger gediente Unteroffiziers, und ſolche Individuen, welche ihren 
Anftellungsanfpruch auf freiwillig geleifteten Kriegesdienſt in den Feldzuͤgen 
der Jahre 1813. bis 1815. ſtuͤtzen; => 

3) bei Beſcheiden, die ſich auf Rang⸗, Standes-, Titel-Ertheilung und der⸗ 
gleichen, Praͤbenden, Kanonikate und andere geiſtliche Beneftzien beziehen; 

4) bei allen materielle Entſcheidung enshaltenden Reſolutionen in Juden⸗Nieder⸗ 
laſſungs⸗ oder Naturaliſations⸗Sachen, und in den Grundſtuͤcks⸗Erwerbungs⸗ 
Angelegenheiten der Mennoniten; 

5) bei Atteſten (mit Ausnahme der amtlichen Atteſte uͤber bisherige Fuͤhrung 
und Qualifikation im öffentlichen Dienſt), Certifikaten, Konſenſen (mit Aus⸗ 
nahme der Heirathskonſenſe fuͤr Staatsbeamte), Dispenſationen und Kon⸗ 
zeſſionen, z. B. vom dreimaligen Aufgebot, zu Haustrauungen und dergleichen. 
Bloße Vidimations-Atteſte werden nur zu Zehn Silbergroſchen taxirt, und 
die Ertheilung einer polizeilichen Erlaubniß, welche blos aus dem landes⸗ 
polizeilichen Ober-⸗-Aufſichtsrecht folgt, z. B. zu Parzelirungen, zu Bauten 
in Ruͤckſicht auf Verhuͤtung von Feuersgefahr und dergleichen, iſt ſportelfrei; 

6) bei Beſtaͤtigungen und Genehmigungen in Korporations⸗ und Sozietaͤts⸗ 
Angelegenheiten, ſoweit ihnen nicht ausdruͤcklich Sportel- oder Stempel⸗ 
freiheit beigelegt iſt, wobei jedoch alle Verhandlungen uͤber ſtaͤndiſche, Kreis⸗ 
und Gemeinde-Verhaͤltniſſe, wofern fie nicht zu Nr. 1., 2. und 3. gehoͤren, 
ſportelfrei bleiben; 


7) bei Anlegung neuer Apotheken, neuer Muͤhlen, und uͤberhaupt neuer Fa⸗ 
brikations- und Gewerbeſtaͤtten, ſofern ſolche ausdruͤcklicher Genehmigung 
beduͤrfen; 

8) bei Approbationen der Medizinalperſonen, ſo weit ſolche von den Provin⸗ 
zial⸗Verwaltungs-Behoͤrden reſſortiren, mit Ausſchluß der Hebammen, 
deren Approbation ſportelfrei ſeyn ſoll; 

9) bei Reſolutionen in polizeilichen und finanziellen Strafſachen, wodurch eine 
Strafe von Zehn Thalern, oder mehr, feſtgeſetzt wird; a 

10) bei wiederholten Beſcheiden auf grundloſe und ſchon fruͤher einmal mit An⸗ 
fuͤhrung der Grunde zuruͤckgewieſene Beſchwerden; und 

i T 2 5 = 14) bei 


11) bei fonft noch vorkommenden ſtempelpflichtigen Ausfertigungen, welche das 
Priogtintereſſe einzelner Perſonen betreffen, und nicht lediglich durch An⸗ 
ordnungen, die des öffentlichen Intereſſe halber getroffen werden, veran⸗ 

laßt werden. ö N f 


i 8 

Der ordentliche Verhandlungs-Sportelſatz wird gleichfalls auf Einen 
Thaler feſtgeſetzt, und findet ſtatt für jedes in einer ſtempelpflichtigen Sache auf⸗ 
genommene Protokoll, welches materielle Verhandlungen enthaͤlt. Namentlich 
gehören hieher auch in Anſtellungsſachen die Vereidungs- und Introduktions Pro⸗ 
tokolle; imgleichen diejenigen, welche über die Pruͤfung der Landraͤthe und aͤhnlich 
graduirter Perſonen, in ſofern ſolche den Provinztalbehörden, es ſey allgemein, 
oder in einzelnen Faͤllen, aufgetkagen werden, der Medizinalperſonen unter gleicher 
Modifikation, der Referendarien und Auskultatoren, der Subaltern⸗ Beamten 
u. ſ. w. abgehalten werden, und ſollen außerdem beſondere Pruͤfungsgebuͤhren 
fernerhin nicht ſtatt finden. Die Protokolle uͤber die Pruͤfung der Geiſtlichen und 
Schulbeamten, ſo wie der Hebammen, ſind ſportelfrei. 


Von ſelbſt verſteht ſich, daß bei den zu pruͤfenden Medizinalperſonen die 
Gebuͤhren fuͤr die verſchiedenen Curſus, welche ſie vor der eigentlichen Pruͤfung 
zu machen haben, hierunter uberall nicht mit begriffen ſind. Wird auch bei 
Pruͤfung, Vereidung und Introduktion mehrerer Perſonen, wenn ſolche zu 
gleicher Zeit erfolgt, nur ein gemeinſchaftliches Protokoll aufgenommen, ſo findet 
doch der Verhandlungs-Sportelſatz zum vollen Betrage auf jeden Einzelnen 
Anwendung. 


rg; 
Der ordentliche Verhandlungs-Sportelſatz findet ausnahmsweiſe nicht 
ftatt, bei protokollariſcher Anmeldung und Aufnahme bloßer Beſchwerden und 
Antraͤge, und wird vielmehr, wenn ſolche uͤbrigens an ſich ſtempelpflichtig 
und in Folge deffen zugleich ſportelpflichtig find, für dieſen Fall auf Funfzehn 
Silbergroſchen ermaͤßigt. 


NEE 
Auch bei Aufnahme und Ausfertigung der General- oder Spezial Pacht- 
oder Erbpacht⸗ und Erbzins⸗, der Domainen⸗ und Forſtveraͤußerungs- und Ab⸗ 
N loͤſungs⸗, 


( 


loͤſungs⸗, der Holzverkaufs⸗, der Lieferungs- und ähnlichen Kontrakte, bei 
denen Fiskus die eine der kontrahirenden Parteien iſt, findet kuͤnftighin zu Laſten 
der mit dem Fiskus kontrahirenden Partei, nur der ordentliche Verhandlungs⸗ 
Sportelſatz von Einem Thaler ſtatt; es ſoll dieſer jedoch, wenn der Gegenſtand 
Ein Tauſend Thaler uͤberſteigt, auf Zwei Thaler, und wenn derſelbe mehr, als 
Zwei Tauſend Thaler betraͤgt, auf Drei Thaler, aber nicht weiter erhoͤhet werden. 


8 . 

Dagegen ſollen die Beſtaͤtigungen aͤhnlicher Kontrakte, bei denen eine 
Kirche, Schule, oder Gemeinde, die eine der kontrahirenden Parteien, und 
deren Beſtaͤtigung von Seiten einer der Eingangs gedachten Behoͤrden nur in 
Wahrnehmung des landesherrlichen Ober-Aufſichtsrechts erforderlich ift, ſportelfrei 
erfolgen. Auch Reviſionsgebuͤhren bei Abnahme von Gemeinde-, Stiftungs-, 
Inſtituten⸗, Kirchen- und Schul-Rechnungen finden (vorbehaͤltlich etwaniger 
Diaͤten und Reiſekoſten, vergl. $. 14. No. 2.) fernerhin nicht ſtatt. 


f 12. 2 

Die Sporteln für Feſtſetzung der Liquidationen der Apotheken werden, 

ohne Ruͤckſicht auf die mehrere oder mindere Groͤße des Gegenſtandes, auch 
ſelbſt, wenn darnach nicht einmal die Stempelpflichtigkeit eintritt, auf Zwei 
Prozent der feſtgeſetzten Summen beſtimmt, jedoch dergeſtalt, daß die Feſtſetzung 
uͤberhaupt ſportelfrei bleibt; wenn der Gebuͤhrenſatz hiernach nicht wenigſtens 
fuͤnf Silbergroſchen erreicht, und daß auch bei groͤßeren Liquidationen jede uͤber⸗ 
ſchießende Summe, wofuͤr der Gebuͤhrenſatz unter fuͤnf Silbergroſchen bleiben 
wuͤrde, in der Sportelberechnung nicht mit in Ruͤckſicht kommt. Die Liquidationen 
anderer Medizinalperſonen unterliegen bei ihrer Feſtſetzung der allgemeinen Spor⸗ 
telpflichtigkeit des H. 6. nur dann, wenn fie ſtempelpflichtig find. 


13. 


Für das Gutachten einer wiſſenſchaftlich-techniſchen Deputation oder 
Kommiſſion (in Fabriken⸗ oder Medizinal- und Sanitäts = Angelegenheiten 
u. ſ. w.) wird, abgeſehen von etwanigen fuͤr Unterſuchungen an Ort und Stelle 
demerirten Diaͤten und Reiſekoſten, nach Maaßgabe der mehreren oder minderen 
Wichtigkeit, Weitlaͤuftigkeit und Schwierigkeit der Sache, zwei bis zehn Thaler 
zur Sportelkaſſe liquidirt; es verſteht ſich en von ſelbſt, daß dieſes wegfaͤllt, 

wenn 
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wenn das Gutachten blos im oͤffentlichen Intereſſe erfordert, und keine Privat⸗ 
perſon, oder Gerichtsbarkeits⸗Inhaber dafuͤr aufzukommen verpflichtet iſt. 


§. 14. == 
Außer dem vorſtehend (H. 6. u. ff.) feſtgeſtellten Ausfertigungs⸗ und 
Berhandlungs = Sportelfaß und dem geſetzlichen Stempel, darf unter keinem 
Titel ein Mehreres erhoben werden; alle beſonderen Siegel-, Inſinuations- und 
ähnliche Gebühren, Kopialien, Prozentgelder, Prokuragebuͤhren u. ſ. w. fallen 
alſo weg. Doch ſind hierunter nicht begriffen: 5 N 

4) die baaren Auslagen in Privatſachen, an Porto und dergl.; 

2) die Diaͤten und Reiſekoſten, wo ſolche ftatt finden, imgleichen die Gebuͤhren 
der gerichtlichen Aerzte, Wundaͤrzte und Thieraͤrzte, ruͤckſichtlich welcher es 
bei der Medizinaltare vom 21ſten Juni 1815. Beilage V. u. VI. (ſoweit 
solche ſich auf öffentliche Verhandlungen bezieht) und deren Deklarationen 
verbleibt; und c 

) die Exekutionsgebuͤhren, in Hinſicht deren es bis dahin, daß Wir in einer 
neuen Exekutionsordnung daruͤber das Naͤhere feſtſetzen werden, bei der jeden 
Orts beſtehenden Vorſchriften ſein Bewenden hat. a 


S. 18. 

Die Einzahlung der Sportel- und Stempelgebuͤhren wird in der Regel, 
übrigens mit Vorbehalt des Rechts, gegen wen es ſey, von den Extrahenten 
gefordert, d. h. von demjenigen, welcher die Verhandlung, oder Ausfertigung 
in Antrag gebracht, oder veranlaßt hat. N 


§. 16. SR 


Die Buchführung bei den Sportelkaſſen ift überall der allgemeinen Kaſ⸗ 
ſenordnung gemaͤß einzurichten, und denjenigen Subalternbeamten, welchen 
ihre Verwaltung aufgetragen wird, kann dafuͤr aus felbigen eine Tantieme bewil⸗ 
läget werden, welche von Unſern betreffenden Miniſterien nach den Umſtaͤnden 
näher. zu beſtimmen iſt. \ 
§. 17. = 

Auf die Unterbehörden in den Provinzen ſoll die gegenwaͤrtige Ver⸗ 

ordnung nicht Anwendung finden, ſondern es in dieſen einſtweilen und bis auf 


weiteres bei der beſtehenden Verfaſſung, ſey es, daß darnach uͤberhaupt kein Spor⸗ 
3 tuliren, 
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tuliren, oder daß ſolches unter gewiſſen Maaßgaben ſtatt gefunden hat, fein, Bes 
wenden behalten. : : we Ir 
Hiernach haben ſich nun fortan die Behoͤrden, welche es angeht, ge⸗ 
meſſenſt zu achten, und werden hierdurch alle allgemeine und provinzielle, ſo⸗ 5 
wohl in foͤrmlichen Geſetzen ausgeſprochene, als miniſterielle Beſtimmungen und 
alle Uſancen, die mit der gegenwärtigen Sportulordnung in Widerſpruch ſtehen, 


fuͤr gaͤnzlich aufgehoben und erloſchen erklaͤrt. f 
So geſchehen Berlin, den 25ſten April 1825. 


(L. S0 Friedrich Wilhelm. 


Frh. v. Altenſtein. Graf v. Buͤlo w. v. Schuckmann. Graf v. Lottum. 
v. Klewiz. Graf v. Bernſtorff. v. Hake. 


(No. 942.) 
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(No. 942.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom öten Mai 1825., beieirend die Strafbeſtim⸗ 
mung bei Erpreſſungen, welche mit lebensgefaͤhrlicher un bewirkt 
worden. 


D. die Strafgeſetze des. Allgemeinen Landrechts fuͤr den Fall keine bestimt f 
Feſtſetzung enthalten, wenn zur Erpreſſung von Geld oder anderer Vortheile 
eine lebensgefaͤhrliche Behandlung angedroht wird; ſo will Ich, daß bei der 
Kevifion der Kriminalgeſetzgebung dieſe Luͤcke ausgefuͤllt, bis dahin aber die 
Vorſchrift des F. 1536. Tit. 20. Th. 2. des Allgem. Landrechts, nach welcher 
derjenige, der durch gefaͤhrliche S von Feueranlegen und Brandſtiftun⸗ 
gen Geld oder andere Vortheile zu erpreſſen ſucht, mit Zuchthausſtrafe von drei 
bis ſechs Jahren belegt wird, in dem e analogen Falle zur Anwen⸗ 
dung gebracht werden ſoll. 


Das Juſtizminiſterium hat dieſe Meine Sa durch die e 
lung bekannt zu machen. 


Berlin, den 6ten Mai 1825. f 


Friedrich Wilhelm. 


An das Juſtizminiſterium. 


